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V E R H A N D L U N G S S C H R I F T 

Über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates am 31.05.2022 

 

Tagungsort: Mehrzweckhalle Riedersbach 

 

Anwesend: 

1. Bürgermeister  DAVID Valentin 
2. Gemeindevorstand RUSCH Anneliese 
3. „ WOLFGRUBER Nina, MA 
4. „ EBERHERR Johann 
5. „ DIVOS Hannes 
6. Gemeinderat PABINGER Manfred 
7. „ BRANDSTÄTTER Christian 
8. „ DOPPLER Manuela 
9. „ GRUBER Harald 
10. „ WOHLAND Rudolf 
11. „ Ing. SCHNEIDER Rainer 
12. „ ÖTZLINGER Christian 
13. „ DANZER Sigrid 
14. „ JOHAM Friedrich 
15. „ JAIDL Karin 
16. „ ERTL Petra 
17.  „ Ing. SCHMUTZLER Friedrich 
18. „ GRÖTZMAIR Kornelia 
19. „ JUNGBAUER Michael 
20. Ersatzmann/-frau RENZL Horst 
21. „ HÖRTLACKNER Gerhard 
22. „ NIEDERMÜLLER Wolfgang 
23. „ PABINGER Helga 
24. „ DANNER-LEITHNER Johannes 
25. „ HARTL Walter 

 

  

Entschuldigt fehlten:                                                                                                                                                                                

Vizebgm. Ing. POHL Walter 
GV Dipl.-Wirtschaftsing. (FH) SCHMIDLECHNER Erich 
GR LACKNER Wolfgang 
GR LOBENTANZ Christoph 
GR ÖTZLINGER Isabella 
GR RENZL Nikolai 
 
Beginn:    19:03   Uhr    Ende:  20.45     Uhr 
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Tagesordnung: 
01./ Beschlussfassung Vereinbarung als Gemeindearzt Dr. Antwi Richard 
02./ Beschlussfassung Evaluierung Gemeindearzttarife ab 01.04.2022 
03./ Beschlussfassung freiwilliges 10. Schuljahr Poly Doganay, Kristic und Sechting 
04./ Beschlussfassung Umschulung Furtner Christian 
05./ Beschlussfassung OÖ Elternbeitragsverordnung 2018 – Indexanpassung Arbeitsjahr 22/23 
06./ Beschlussfassung Tarifordnung Hort 2023 
07./ Beschlussfassung Winterdienstvertrag Maschinenring 
08./ Beschlussfassung RHV Pladenbach Bürgschaftsvertrag 
09./ Beschlussfassung Löschungserklärung Wiederkaufsrecht Csipek Leopold 
10./ Beschlussfassung betreffend Raumordnungsgesetz 

• FW-Änderung Nr. 3.49 „Lanzendorfer/Kainz-Vordernberg“ – Einleitung des Verfahrens 

• FW-Änderung Nr. 3.48 samt ÖEK-Änderung Nr. 2.15 „Stampfl Verwaltungs-GmbH - 
Ortszentrum“ 

11./ Bericht des Bürgermeisters 

• Information Gesamtüberarbeitung ÖEK und Flächenwidmungsplan 

• Information verschiedener Anträge der OGL Fraktion 

• Information Antrag SPÖ 

• Information gemeinsames Feuerwehrzeughaus für die FF Trimmelkam und FF Wildshut 
- weitere Vorgehensweise 

• Information Netz OÖ – Photovoltaikanlage Kindergarten  
12./  Allfälliges 
 
 
Der Bürgermeister eröffnet um 19.03 Uhr die Sitzung und stellt fest, dass  

• die Sitzung von ihm einberufen wurde 

• der Termin der heutigen Sitzung im Sitzungsplan (§ 45 Abs. 1 O.Ö. GemO 1990) enthalten ist und die 
Verständigung hierzu an alle Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich am 23.05.2022 
unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist. 

• Die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am gleichen Tag öffentlich kundgemacht 
wurde. 

• die Beschlussfähigkeit gegeben ist. 

• die Verhandlungsschrift über die letzten Sitzungen vom 08.03.2022 und 30.03.2022 bis zur heutigen 
Sitzung während der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen sind, während dieser 
Sitzung zur Einsicht noch aufliegen, außerdem eine Durchschrift den Fraktionsleuten und den 
Mitgliedern des Gemeindevorstandes zugestellt wurde und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum 
Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht werden können. Die eingebrachten Änderungswünsche 
wurden eingearbeitet. 
Der Bürgermeister berichtet, dass Fr. Schöppl Monika vom Gemeindevorstand als Vertretung des 
Amtsleiters bestellt wurde. 
 
 
 
 
 

 



3 
 

 
01./ Beschlussfassung Vereinbarung als Gemeindearzt Dr. Antwi Richard 
Bürgermeister – Mit dem Gemeindearzt Dr. Antwi Richard ist eine Vereinbarung – ein Werkvertrag – 
abzuschließen. Dr. Antwi hat nach EDV Problemen die Arbeit gut aufgenommen. Im Gegensatz zu           
Dr. Permanschlager ist Dr. Antwi nur für die Gemeinde St. Pantaleon zuständig.  
GR Hartl – Dr. Binder hat früher alle Krankenakten im Elga abgelegt, daher können diese dort auch 
abgefragt werden.                                                                                                                                                     
Bürgermeister – Richard Binder könnte einen Text für die Gemeindenachrichten diesbezüglich Verfassen.  
 
 

W e r k v e r t r a g  

(für alle Aufgaben) 

 

gemäß § 2 Oö. Gemeindesanitätsdienstgesetz 2006, LGBl. Nr. 72/2006,  

abgeschlossen zwischen der Gemeinde St. Pantaleon, vertreten durch  

Bürgermeister Valentin DAVID, Pantaleoner Straße 25, 5120 St. Pantaleon und  

Herrn Dr. med. Richard Antwi, Kirchberg 2, 5120 St. Pantaleon  

 

IVertragsparteien, Vertragsinhalt 

 

Die Gemeinde  St. Pantaleon überträgt mit diesem Vertrag Herrn Dr. med. Richard Antwi  alle Aufgaben 

(Ziffer 1 bis 5 der Anlage 1, die einen Bestandteil des Vertrages bildet), die der Gemeinde auf dem Gebiet 

des öffentlichen Gesundheitswesens nach Maßgabe bundes- oder landesgesetzlicher Vorschriften 

zukommen, als Gemeindearzt. Der Gemeindearzt übernimmt die von der Gemeinde übertragenen 

Aufgaben. Dieser führt in Erfüllung seiner Aufgaben die Funktionsbezeichnung "Gemeindearzt". (Dem 

Vertrag liegt der Beschluss des Gemeinderates vom 31.05.2022 Top 01 zugrunde.)  

 

II 

Wohnsitz, Berufssitz, räumlicher Geltungsbereich 

Herr Dr. med. Richard Antwi wohnt in der Reither Straße 19/2, sein Berufssitz ist in Kirchberg 2, 5120 St. 

Pantaleon. Der räumliche Aufgabenbereich des Gemeindearztes erstreckt sich auf das Gebiet der 

Gemeinde St. Pantaleon.  
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Ein Anspruch des Gemeindearztes auf unveränderte Beibehaltung des räumlichen Aufgabenbereiches 

entsteht nicht. 

III 

Entgelt 

 

Das Entgelt für den Gemeindearzt für die aufgrund der Anlage 1 erbrachten Leistungen beträgt:                                                

1. Totenbeschau ohne Herzschrittmacherentfernung € 60,71 zuzüglich 

  amtliches Kilometergeld (Nachtzuschlag 22.00 bis 06.00 Uhr + 50 %) 

  Totenbeschau mit Herzschrittmacherentfernung € 97,48 zuzüglich amtliches 

Kilometergeld 

 

2. Sachverständigentätigkeiten € 85,03 pro Stunde (bisher € 80,98) zuzüglich  

amtliches Kilometergeld 

 

3. Tarif für Angelegenheiten der Schulgesundheit (laut Anlage 1 Ziffer 3) 

   

4. Tarif für Maßnahmen nach dem Epidemie- bzw. Tuberkulosegesetz (laut Anlage 1 Ziffer 4) 

 
5. Tarif für Vorsorgemaßnahmen im Rahmen der zivilen Landesverteidigung (laut Anlage 1  Ziffer 5) 

 .......................................................................................... 

 

Valorisierung der Tarife nach dem Verbraucherpreisindex.   

 

Sind für dieses Entgelt Steuern, Sozialversicherungsbeiträge oder sonstige Abgaben abzuführen, trifft die 

alleinige Verpflichtung hiezu den Gemeindearzt. 
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IV 

Verschwiegenheitspflicht 

 

Die/Der Gemeindearzt ist gemäß Art. 20 B-VG zur Verschwiegenheit verpflichtet. 

 

V 

Vertragsbedingungen, Kündigung 

 

Das Vertragsverhältnis beginnt mit ...........................(Datum) und wird auf unbestimmte Zeit 

abgeschlossen. Herr Dr. med. Richard Antwi . hat die Tätigkeit als Gemeindearzt unverzüglich 

aufzunehmen. Ist der Gemeindearzt an der Ausübung der übernommenen Aufgaben persönlich 

verhindert, hat er dies unverzüglich dem Vertragspartner mitzuteilen.  

 

Beide Vertragsparteien sind berechtigt, den Vertrag unter Einhaltung einer sechsmonatigen 

Kündigungsfrist jeweils zum Monatsletzten schriftlich zu kündigen.  

Die Gemeinde ist zur Auflösung des Vertrages mit sofortiger Wirkung berechtigt, wenn die Durchführung 

einer vereinbarten Tätigkeit wesentliche Mängel aufweist. 

 

 

 

VI 

Vertragsausfertigung 

 

Dieser Vertrag wird in einer Urschrift errichtet, welche die Gemeinde erhält. 

Der Gemeindearzt und die Ärztekammer für Oberösterreich erhalten je eine Abschrift des Vertrages. 
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St. Pantaleon, am  

 

...................................................................... ........................................................................ 

Für die Gemeinde     Gemeindearzt  

Bürgermeister  

 

 

 

Angelobung 

 

"Ich gelobe, die mir als Gemeindearzt obliegenden Pflichten nach bestem Wissen und Gewissen zu 

erfüllen und dabei alle gesetzlichen Vorschriften zu beachten." 

 

....................................................................... 

(Unterschrift des Gemeindearztes) 

 

Der Gemeindearzt hat folgende Aufgaben aufgrund der angeführten gesetzlichen Bestimmungen als 

Fachorgan der Gemeinde wahrzunehmen (demonstrative Aufzählung): 

 

1. Vornahme der Totenbeschau  

 (§ 2 Abs. 1 lit. b, §§ 6 bis 8, § 11 Abs. 1, § 15 Abs. 1, § 16, § 26 Oö. Leichenbestattungs-gesetz 1985, 

LGBl. Nr. 40 i.d.g.F.) 

 

2. Erstattung medizinischer Gutachten in Verwaltungsverfahren der Gemeinden und  

erforderlichenfalls die Teilnahme an Amtshandlungen als medizinischer Sachverständiger (Der 

Gemeindearzt kann zum Amtssachverständigen gemäß § 52 Abs. 1  AVG 1991 bestellt 

werden):  
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2.1. Oö. Raumordnungsgesetz 1994, LGBl. Nr. 114/1993 i.d.g.F.: 

 § 18 Abs. 1 und 3 Z. 1 und 3, § 21 Abs. 4, §§ 22 und 31 

 

2.2. Oö. Campingplatzgesetz, LGBl. Nr. 49/1967 i.d.g.F.:  

 § 2 Abs. 4, § 6 Abs. 2 

 

2.3. Oö. Abfallwirtschaftsgesetz 2009, LGBl. Nr. 71/2009 i.d.g.F.: 

 § 1, § 5 iVm § 6 Abs. 1 Z. 1, Abs. 2 und 3, § 8 iVm § 5 

 

2.4. Oö. Luftreinhalte- und Energietechnikgesetz 2002, LGBl. Nr. 114/2002: 

 §§ 48, 49 

 

2.5. Oö. Bauordnung 1994, LGBl. Nr. 66/1994 i.d.g.F.: 

§ 31 Abs. 4 und 5, § 35 Abs. 2, § 43 Abs. 2, § 46 Abs. 1, §§ 47 und 48, § 50 Abs. 3 

 

2.6. Oö. Bautechnikgesetz, LGBl. Nr. 67/1994 i.d.g.F.: 

 § 3 Z. 1 lit.d und § 23 Abs. 2 

 

2.7. Wasserrechtsgesetz 1959, BGBl. Nr. 215 i.d.g.F.: 

§ 31 Abs. 2 und 3, § 71, § 131 Abs. 4   

 

2.8. Oö.Wasserversorgungsgesetz, LGBl. Nr. 24/1997 i.d.g.F.: 

 § 2 Abs. 3 und 4, § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 2, § 5 

3. Überwachung des Gesundheitszustandes der Kinder in Pflichtschulen, insbesondere bei  Auftreten 

übertragbarer Krankheiten sowie bei Befall mit Ungeziefer und Parasiten (wie  Läuse, Wanzen, Flöhe 

etc.), soweit daraus eine Gesundheitsgefährdung zu befürchten ist. 

 (§ 66 Schulunterrichtsgesetz, BGBl. Nr. 472/1986 i.d.g.F, in Verbindung mit § 4 Abs. 1, §  48 Abs. 4 

Oö. Pflichtschulorganisationsgesetz, LGBl. Nr. 35/1992 in den Schulen, für die  die 

Gemeinde/verbandsangehörigen Gemeinden Schulerhalter ist/sind; 

 §§ 6 Abs. 2c, 7 Abs. 4 Schulpflichtgesetz, BGBl. Nr. 76/1985 i.d.g.F) 
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4. Anordnung von Vorkehrungen bei Auftreten übertragbarer Krankheiten sowie die Überwachung 

der Durchführung sanitätspolizeilicher Maßnahmen  

 (§§ 2 Abs. 3 und § 27 Epidemiegesetz, BGBl. Nr. 186/1950 i.d.g.F., § 23 Abs. 3, § 33 

Tuberkulosegesetzes, BGBl. Nr. 127/1968 i.d.g.F.) 

 

5. Mitwirkung bei Erfüllung von Aufgaben, die der Gemeinde im Rahmen der Vorsorgemaß- nahmen 

der zivilen Landesverteidigung insbesondere im Rahmen des integrierten Sanitäts- dienstes 

zukommen  

 (Art. 9a Abs. 2 B-VG; Z. 4 der Entschließung des Nationalrates vom 10. Juni 1975, der sog. 

 Verteidigungsdoktrin) 

 

........................................................................................................................................................... 

Hinweis: 

Darüber hinaus kann der Gemeindearzt als "ein im öffentlicher Sanitätsdienst stehender Arzt" 

Untersuchungen nach folgenden gesetzlichen Bestimmungen vornehmen: 

 

1. § 8 Unterbringungsgesetz; BGBl. Nr.155/1990 i.d.g.F. in Verbindung mit § 197 Abs. 1 ÄrzteG 1998, 

BGBl. I 169/1998  

 

2. § 5 Abs. 5 und Abs. 9 Straßenverkehrsordnung, BGBl. Nr. 159/1960 i.d.g.F. 

 

Der Bürgermeister stellt den Antrag, eine Vereinbarung – Werkvertrag – zu beschließen. Der Antrag wird 
in offener Abstimmung durch Erheben der Hand einstimmig angenommen. 
 
 
 
02./ Beschlussfassung Evaluierung Gemeindearzttarife ab 01.04.2022 
Die Evaluierung der Gemeindearzttarife ab 01.04.22 sind jährlich zu beschließen. 
 
Bürgermeister geht auf das Schreiben des Gemeindebundes hinsichtlich dieser neuen Tarife ein. 
Diese Tarife lauten wie folgt: 
 

• Totenbeschau ohne Herzschrittmacherentfernung € 60,71 (bisher € 57,82) zuzüglich amtliches 

Kilometergeld (Nachtzuschlag 22.00 bis 06.00 Uhr + 50 %)  

• Totenbeschau mit Herzschrittmacherentfernung € 97,48 (bisher € 92,84) zuzüglich amtliches 

Kilometergeld  
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• Sachverständigentätigkeiten € 85,03 pro Stunde (bisher € 80,98) zuzüglich amtliches 

Kilometergeld  

• Einstellungsuntersuchungen € 47,39 (bisher € 45,13)  

Der Bürgermeister stellt den Antrag, diese angeführten Tarife künftig zu bezahlen. Der Antrag wird in 
offener Abstimmung durch Erheben der Hand einstimmig angenommen. 
 
 
03./ Beschlussfassung freiwilliges 10. Schuljahr Poly Doganay, Kristic und Sechting 
Bürgermeister – Ansuchen betreffend die Aufnahme für ein 10. Schuljahr in der Polytechnischen Schule 
für Doganay Cem, Krstic Valentina und Sechting Emanuel aufgrund von sprachlichen Problemen und 
Corona Defizite der Kinder.  
GR Jaidl – Findet das schon wichtig, weil wenn die Kinder mit der Sprache Probleme haben, wie sollen sie 
dann in das Berufsleben einsteigen können. Umsonst wird das nicht vorgeschlagen.  
Bürgermeister – In der Fraktion ist man zur Meinung gekommen, dass es für die weitere Entwicklung 
eine gute Chance wäre. Leichterer Einstieg dann in das Berufsleben. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, die Aufnahme für ein 10. Schuljahr in der Polytechnischen Schule 
für Doganay, Krstic und Sechting zu genehmigen. Der Antrag wird in offener Abstimmung durch Erheben 
der Hand einstimmig angenommen. 
  
 
04./ Beschlussfassung Umschulung Furtner Christian 
Bürgermeister – Umschulungsansuchen von Furtner Christian an die Musikmittelschule 
Lamprechtshausen. Es gibt auch einen Musikzweig in Eggelsberg, nur wäre die öffentliche Anbindung 
nach Lamprechtshausen besser. Wenn  ein Schüler weniger ist, muss eine Klasse zusammengelegt 
werden. Daher befürwortet die Mittelschule die Umschulung nicht.                                                                   
GR Doppler – Eine Klasse mit 25 Schüler ist für Lehrer und Schüler nicht vergleichbar, kleinere Klassen 
mit 13 – 14 Schüler wären besser. Würde er nach Eggelsberg wechseln bräuchte er kein Ansuchen, auch 
nicht bei einem Wechsel in ein Gymnasium.                                                                                                                    
GR Brandstätter – Wenn Klassen zusammengelegt werden, müssen auch Lehrer weg. Bei der 
momentanen Personalsituation kommen die nie wieder zurück. 
GR Jaidl – Aus Sicht der Lehrer ist das sicher so, aber wenn der Schüler ein Talent hat wird ihm da 
komplett die Chance genommen. Wenn er auch zusätzlich in die Musikschule geht sind das dann wieder 
zusätzliche Kosten. 
GR Ertl - Gibt es die Möglichkeit die Zustimmung nur zu geben, wenn die Klassen nicht geteilt werden 
müssen? 
GR Pabinger Manfred – 25 Kinder im Ort sind wichtiger, wie die Interessen des einen Kindes, das weg 
gehen möchte.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, das Umschulungsansuchen zu genehmigen. 
Der Antrag wird in offener Abstimmung durch Erheben der Hand mit den Gegenstimmen von der ÖVP – 
Fraktion (Pabinger M., Brandstätter, Doppler, Gruber, Wohland, Schneider, Niedermüller, Pabinger 
Helga) und mit den Stimmenthaltungen von Grötzmair Kornelia, Jungbauer Michael, Renzl Horst, 
Eberherr Johann abgelehnt. 
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05./ Beschlussfassung OÖ Elternbeitragsverordnung 2018 – Indexanpassung Arbeitsjahr 22/23 
Bürgermeister – Geht auf ein Schreiben betreffend die Indexanpassung der OÖ Elternbeitragsverordnung 
zur weiteren Beschlussfassung ein. Die OÖ Elternbeitragsverordnung soll wie folgt abgeändert werden:  
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Der Bürgermeister stellt den Antrag, die Elternbeitragsordnung in der vorliegenden Form zu beschließen. 

Der Antrag wird in offener Abstimmung durch Erheben der Hand einstimmig angenommen.  

 
 
06./ Beschlussfassung Tarifordnung Hort 2023 
Bürgermeister - Die Tarifordnung mit der Indexanpassung bei einer Steigerung von 2,8 % für das 
Schuljahr 2022/23 wurde vorgelegt.  Im Vertrag waren jetzt immer bei der Ausspeisung € 4,00 für den 
Essenstransport angegeben, da das aber nie vorgeschrieben wurde, wurde der Vertrag dahingehend 
abgeändert 
 
Bürgermeister – Die geänderte Tarifordnung für den Hort Riedersbach wurde dem Gemeinderat 
vollinhaltlich zur Kenntnis gebracht.  
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Der Bürgermeister stellt den Antrag, die Tarifordnung in der vorliegenden Form zu beschließen. Der 

Antrag wird in offener Abstimmung durch Erheben der Hand einstimmig angenommen.  

 

 
07./ Beschlussfassung Winterdienstvertrag Maschinenring 
Bürgermeister – Der Winterdienstvertrag des Maschinenringes ist aufgrund der Prüfungsempfehlung des 
Landes neu zu regeln. Der neu adaptiere Vertrag mit dem Maschinenring wurde von AL Rainer Wokatsch 
angefordert. Mit 09.02.2022 wurden die Unterlagen vorgelegt, im Gemeindevorstand wurde bereits 
berichtet. Es ist ein Anhang zum bestehenden Vertrag zu beschließen.  
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16 
 

 
 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, den Anhang in der vorliegenden Form zu beschließen. Der Antrag 

wird in offener Abstimmung durch Erheben der Hand einstimmig angenommen.  
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08./ Beschlussfassung RHV Pladenbach Bürgschaftsvertrag 
Bürgermeister – Zum Bürgschaftsvertrag für den RHV Pladenbach ist eine Beschlussfassung zuzuführen. 
Gesamtkreditvertrag für 9,09 % anteilsmäßige Haftung. Gesamtanteil des Reinhalteverbandes in der 
eingelieferten Menge. Da geht es um die Verbandskanäle, doe Genossenschaftskanäle haben wir ja vor 2 
Jahren gemacht. Das sind die gesetzlichen Auflagen zur Überprüfung der Abwasseranlagen.  
Hat Berechtigung, dass die Schäden früher behoben werden können.  
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Der Bürgermeister stellt den Antrag, den Bürgschaftsvertrag in der vorliegenden Form zu beschließen. 

Der Antrag wird in offener Abstimmung durch Erheben der Hand einstimmig angenommen.  

 

 
09./ Beschlussfassung Löschungserklärung Wiederkaufsrecht Csipek Leopold 
Bürgermeister – In den 80’er Jahren konnte man Gewerbegründe kaufen und dort auch wohnen. Es 
wurde mit Fam. Csipek im Kaufvertrag vereinbart, dass die Gemeinde das Grundstück zum selben Preis 
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wieder herauskaufen kann (um Spekulationen zu vermeiden).  Die Frist dieses Wiederkaufsrechts ist 
schon abgelaufen. 
 
 

 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, die Löschungserklärung in der vorliegenden Form zu beschließen. 
Der Antrag wird in offener Abstimmung durch Erheben der Hand einstimmig angenommen. 
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10./ Beschlussfassung betreffend Raumordnungsgesetz 
Neuerung: Frau Kainzbauer hat die Unterlagen dankenswerter Weise schon vorbereitet und 
Stellungnahmen eingeholt. Wird in anderen Gemeinden auch so gehandhabt und vereinfacht die 
Protokollierung und vor allem die Darstellung und sämtliche Stellungnahmen werden auch eingebunden. 
Allgemein wurde das auch sehr gut Angenommen, weil man da schon gewisse Vorinformation hat und 
die Unterlagen auch  dabei sind. Wenn das so passt wird das dann auch so in Zukunft gehandhabt.  
  

• FW-Änderung Nr. 3.49 „Lanzendorfer/Kainz-Vordernberg“ – Einleitung des Verfahrens 
Änderung Nr. 3.49 des Flächenwidmungsplanes Nr. 3/2012 „Lanzendorfer & Kainz – Vordernberg“ 
Einleitung des Verfahrens 
 

Der Bürgermeister teilt mit, dass Herr Kainz und Frau Lanzendorfer, mit Schreiben vom 03.01.2022 um die 
nachstehend angeführte Änderung des Flächenwidmungsplanes Nr. 3/2012 angesucht haben: 
 

• die Ausweisung des Grundstückes 1576/12, KG 40327 Wildshut, mit einem Flächenausmaß von 
972 m², welches derzeit als „Grünland – Für die Land- und Forstwirtschaft bestimmte Fläche – 
Ödland“ ausgewiesen ist, in „W“ Wohngebiet. 

 
Den Gemeinderatsmitgliedern wird vom Vorsitzenden die örtliche Situation erläutert und auf die 
Stellungnahme des Ortsplaners, Firma Regioplan Ingenieure GmbH., Siezenheimer Straße 39A, 5020 
Salzburg, vom 19.05.2022, Projekt-Nr.: 1029/02a, welche den Gemeinderatsmitgliedern bereits vorab 
digital zur Kenntnis gebracht wurde, verwiesen.  

 
Der Ortsplaner hat in seiner Stellungnahme folgende zusammenfassende Beurteilung abgegeben:  
Aus ortsplanerischer Sicht kann der 49. Abänderung des Flächenwidmungsplanes Nr. 03 für die Parz. Nr. 
1576/12, KG 40327 Wildshut – wie in dem Änderungsplan dargestellt und unter Berücksichtigung der 
Ausführungen in Pkt. 4. (Abschluss einer Nutzungsvereinbarung und Infrastrukturkostenvereinbarung) 
- zugestimmt werden.  
 

Nach einer weiteren kurzen Aussprache fasst der Gemeinderat über Antrag des Bürgermeisters folgenden 

 

B e s c h l u s s :  

Für die Änderung Nr. 3.49 des Flächenwidmungsplanes Nr. 3/2012 „Lanzendofer & Kainz -Vordernberg“, 
wird gem. § 36 Abs 3 Oö. ROG 1994 idgF das verkürzte Verfahren für  

 

• die Ausweisung des Grundstückes 1576/12, KG 40327 Wildshut, mit einem Flächenausmaß von 
972 m², welches derzeit als „Grünland – Für die Land- und Forstwirtschaft bestimmte Fläche – 
Ödland“ ausgewiesen ist, in „W“ Wohngebiet 

 

eingeleitet. 
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Der Bürgermeister stellt den Antrag, das Verfahren hinsichtlich Änderung Nr. 3.49 des 
Flächenwidmungsplanes Nr. 3/2012 einzuleiten. Der Antrag wird in offener Abstimmung durch 
Erheben der Hand einstimmig angenommen. 
 
Bürgermeister – Obwohl in der letzten Gemeinderatssitzung dieses Verfahren erläutert wurde, 
muss es nochmals behandelt werden, da bei Behandlung einiger Punkte die Ausführungen nicht 
so im Detail waren. 
 

• Änderung Nr. 3.48 des Flächenwidmungsplanes Nr. 3/2012 samt Änderung Nr. 2.15 des 

Örtl. Entwicklungskonzeptes Nr. 2/2012 „Stampfl Verwaltungs-GmbH – Ortszentrum“ – 

Beschlussfassung 
 

 

Der Bürgermeister teilte mit, dass mit Gemeinderatsbeschluss vom 30.11.2021, TOP 1./, die 
Einleitung des Verfahrens gemäß § 36 Abs 3 und 4 OÖ. ROG 1994 idgF in der gegenständlichen 
Angelegenheit beschlossen wurde. Zu den im Zuge des Stellungnahmeverfahrens übermittelten 
Problempunkten / Anregungen der Fachdienststellen sowie der betroffenen Grundeigentümer 
aus der öffentlichen Auflage, wurde durch den Ortsplaner eine ausführliche Begründung in der 
nachstehenden Stellungnahme vom 23.02.2022 abgegeben: 
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Zusätzlich wurde durch den Gemeinderat folgende Interessensabwägung durchgeführt:  

 

Wie soll sich der Hauptort in Zukunft entwickeln? 
Eine Verdichtung und Stärkung des Hauptortes wird angestrebt. Auf der gegenständlichen Fläche 
befand sich früher das Gasthaus Kaltenegger, welches abgerissen wurde und daher die 
Liegenschaft in den letzten Jahren unbebaut war. Durch die gegenständliche Umwidmung erfolgt 
keine Neuschaffung einer Baufläche.  
Es besteht ein öffentliches Interesse, dass die Arztpraxen im Hauptort (Ortskern) und  

in der Nähe der Schule angesiedelt werden sollen. 

 

• Was geschieht mit den bestehenden aktiven Landwirtschaften? 
Der aktive landwirtschaftliche Betrieb nordwestlich der Widmungsfläche (Mackinger) hat den 
Rinderstall bereits außerhalb des Ortszentrums angesiedelt.  
Der aktive Landwirt südlich der Widmungsfläche (Kinzl) kann sich in Richtung Osten hin 
erweitern.  
Man versucht einen gemeinsamen Weg zu finden, um den Weiterbestand der aktiven 
landwirtschaftlichen Betriebe zu sichern. 
Der Bauwerber wird darauf hingewiesen, dass bereits bei der Planung für die Bebauung der 
gegenständlichen Grundstücke entsprechende Maßnahmen gesetzt werden (z.B. 
Gebäudeausrichtung und Öffnungen vor allem auf der zur Landwirtschaft abgewandten Seite, 
Lärmschutzmaßnahmen, Gebäudelüftung, usw.) um den landwirtschaftlichen Betrieb zu 
schützen und das Konfliktpotential zu minimieren.  
Weiters wird im Zuge des Bauverfahrens darauf geachtet, dass ausreichend KFZ-Stellplätze auf 
den zu bebauenden Grundstücken vorgesehen werden. 
 

 

GR Hartl – Es gibt ja Einsprüche/Bedenken bei Fam. Kinzl. Herr Kinzl hat dort einen Brunnen und in der 
Vergangenheit (Kanalbau in den 60er Jahren) ist das Grundwasser durch eine Umleitung von der Quelle 
niedriger geworden und deswegen muss man sicherstellen, dass keine Schäden entstehen. 
Bürgermeister - Es wurde diesbezüglich auch schon telefoniert, das ist ein Thema eines Bauverfahrens. 
Sollte keine Auswirkungen auf das Grundwasser und die Qualität haben.  
GR Hartl - Wenn der Brunnen aufgrund der Tiefgarage absinkt, dann ist das für eine Landwirtschaft 
bedenklich.                                                                                                                                               
Bürgermeister – Es ist richtig, bei so großen Projekten werden Beweissicherungsverfahren gemacht um 
im unmittelbaren Bereich die Bodenbeschaffenheit/Beweissicherheit anzuschauen und zu prüfen. 
Betreffend Wasser wird noch geschaut das ist kein Problem. Wie die Ortsdurchfahrt Riedersbach 
gemacht worden ist, wurde dort von der Straßenmeisterei auch eine Beweissicherungen gemacht. Oder 
wie der Sportplatz in St. Pantaleon gemacht wurde, waren auch Bedenken wegen der Grundnachbarn, 
weil ein Tiefenbrunnen gemacht wurde zwecks Bewässerung der Sportanlage. Wird dann alles in einem 
Bauverhandlungsverfahren gemacht.                                                                                                                        
GR Schmutzler fragt, ob es schon Pläne gibt.                                                                                                                                          
Bürgermeister – 2 einzelne Anlagen mit Tiefgaragen ist jetzt zur Prüfung bei der Bezirksbehörde. Es gibt 
einen Planentwurf und wird überarbeitet. 9 Wohneinheiten und 2 Arztpraxen.  
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GR Renzl – Frage wegen Lärm und Geruch.                                                                                                                          
Bürgermeister – Einheimische möchten die Wohnungen kaufen und auch dort wohnen. Zum Glück keine 
Mietwohnungen, da es dort häufiger Probleme gibt (Müll etc.)  

Nach einer weiteren kurzen Aussprache fasste der Gemeinderat über Antrag des Bürgermeisters 
folgenden  

 

B e s c h l u s s : 
 

• Für die 
 

• Umwidmung der Parzelle 149, KG 40322 St. Pantaleon, mit einem  
  Flächenausmaß von 1.870 m² von „D“ Dorfgebiet in „M“ gemischtes Baugebiet und die  

• Umwidmung der Parzelle 151/8, KG 40322 St. Pantaleon, mit einem     
  Flächenausmaß von 241 m² von „D“ Dorfgebiet in „M“    
  gemischtes Baugebiet 

 

      wird gemäß § 34 Abs 1 iVm § 36 Abs 3 Oö. ROG 1994 idgF die Zustimmung erteilt. 
 

Der Bürgermeister stellt den Antrag, das Verfahren hinsichtlich Änderung Nr. 3.48 des 
Flächenwidmungsplanes Nr. 3/2012 einzuleiten. Der Antrag wird mit den Stimmen der ÖVP Fraktion (GV 
Rusch, GV Wolfgruber, GR Pabinger M., GR Brandstätter, GR Doppler, GR Gruber, GR Wohland, GR 
Schneider, GR Pabinger H., GR Danner-Leithner), GR Jungbauer, GR Jaidl, GR Schmutzler, GR Grötzmair, 
GR Ertl, GR Divos, mit der Stimmenthaltung GR Niedermüller, OGL Fraktion (GV Eberherr, GR Ötzlinger, 
GR Danzer, GR Joham, GR Hörtlackner, GR Hartl), GR Renzl H., mehrheitlich angenommen. 
 

11./ Bericht des Bürgermeisters 

• Information Gesamtüberarbeitung ÖEK und Flächenwidmungsplan 
 
Der Bürgermeister berichtet über die eingeholten Angebote, der örtliche Raumplaner Hr. Hayder 
ist nach wie vor der Günstigste. Es wird noch geklärt, was wirklich notwendig ist.  
 

• Information verschiedener Anträge der OGL Fraktion 
Bürgermeister – Berichtet über den Emailverkehr mit GR Eberherr. Die Punkte werden bei der 
nächsten GR Sitzung auf der Tagesordnung stehen. Es folgt eine Diskussion zwischen  
GR Schneider und GV Eberherr. 
 
 

• Information Antrag SPÖ 
Bürgermeister – Klimaticket – wurde im Vorstand besprochen, 2 werden angekauft zum Verleih; 
Zuschuss wird noch besprochen, in Anlehnung an den Zuschuss für die Super Scool Card.  

 

 
• Information gemeinsames Feuerwehrzeughaus für die FF Trimmelkam und FF Wildshut 
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Bürgermeister – Gemäß den Anforderungen vom Land wird ein Nachtragsvoranschlag und 
Mittelfristige Finanzplan mit einer Annahmesumme für das Gebäude erstellt (2,16 Mio inkl. 
Steuer). Grundkauf muss auch noch eingearbeitet werden. 

 
• Information Netz OÖ – Photovoltaikanlage Kindergarten                                                             

Haben ein Schreiben bekommen das wir das in dieser Form umsetzen können. Bei der 
Mittelschule müssen wird noch auf das Schreiben der Energie AG warten. Und vom 
Gemeindeamt und Feuerwehr warten wird auch noch. Werde da nochmal nachfragen. Ist leider 
nicht so einfach die Bestätigungen zu bekommen.   
 

• Ausspeisung/ Köchin  
Frau Wasik war letzte Woche bei uns zu einem Gespräch. Sie hat bis heute noch Menüpläne, 
Einkaufslisten und Arbeitsabläufe ausgearbeitet. Der Gemeindevorstand wird über die nächsten 
Schritte informiert. 
 

• Kindergarten  
Aufgrund der Kündigung von Felber Julia und Karenz von Baumgartner Melanie müssen Stellen 
ausgeschrieben werden. 
 

• Seebewirtsschaftung 
Ich habe ein Gespräche mit Stiegl und Huemer geführt, beide Seiten behaupten etwas anderes. 
Längerfristige Vereinbarung für Stiegl kommt nicht in Frage, max. 3 Jahre. Huemer möchte das in 
der Familie abklären, habe aber noch keine Info bekommen. 
GV Eberherr – Problem ist der Steg, Schrauben stehen sehr weit heraus. Steg müsste dringend 
repariert werden.                                                                                                                                           
GV Divos – Das Bad ist ein Armutszeugnis für die Gemeinde.  
GR Brandstätter – Das stimmt, aber wenn uns das Grundstück nicht gehört, kann die Gemeinde 
nichts machen.                                                                                                                                                
GR Hartl – Gemeinsam etwas reparieren (Zusammenarbeit hat beim Froschzaun auch gut 
funktioniert).                                                                                                                                                        
GV Wolfgruber – Wenn man längerfristig einen Vertrag hat, kann man so etwas umsetzen. Aber 
nicht bei Privatgrund und man kann die Eigentümer nicht aus der Verantwortung nehmen. 
Bürgermeister – Ibm hat einen langfristigen Pachtvertrag und in Holzöster ist das Land der 
Eigentümer und hat das der Gemeinde zur Verfügung gestellt. Bei uns ist das aber nur möglich, 
wenn sich die Eigentümer einig sind.  
GR Grötzmair – Bürgermeister sollte das in die Gemeindezeitung schreiben, damit jeder Bescheid 
weiß. Der Gemeinderat diskutiert über die verschiedenen Möglichkeiten, nur solange sich die 
Eigentümer nicht einig sind, kann die Gemeinde nichts tun. Offizielles Schreiben der Gemeinde.  

  
 
 

12./  Allfälliges 
GV Eberherr – Es sind ja drei Spielgeräte von der Stiegl im Bauhof. Wäre es möglich, dass wir zwei 
Spielgeräte in Wildshut aufstellen könnten, weil da wirklich viel Platz wäre. Zumindest den Schwebebalken 
und die Kletterwand. 
Bürgermeister – Wir werden dies der Stiegl mitteilen. 
GV Eberherr – Die Spielgeräte liegen am Bauhof im Freien und verfaulen dort. 
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Bürgermeister – Ich habe gestern mit der Stiegl telefoniert und werde nachfragen ob wir die Geräte in 
Wildshut aufstellen dürfen. 
GV Eberherr – Es wäre doch schade weil sie sonst kaputt werden. 
 
 
 

Nachdem sich niemand mehr zu Wort meldet, schließt der Vorsitzende die Sitzung um 20:45 Uhr. 

 

Schriftführer                   Bürgermeister 

 

 

……………………….  …………………………. 

 

 

ÖVP-Fraktion  OGL-Fraktion 

 

 

………………………  …………………………. 

 

SPÖ-Fraktion  FPÖ-Fraktion 

 

 

………………………  …………………………. 

 
Gemäß § 54 OÖ. GemO 1990 und § 15 der Geschäftsordnung wird festgestellt, dass gegen die 
gegenständliche Verhandlungsschrift keine Einwendungen erhoben wurden, bzw. mit dem 
Beschluss über die Einwendungen die Verhandlungsschrift als genehmigt gilt. 
 

 

Genehmigt in der Sitzung, Der Bürgermeister: 

 

 


